
I n h a l tNeuererrechts eine Rolle spielen, wurde im Betrieb der 
Gemeinschaftsempfang einer Fernsehsendung zu Pro­
blemen des Neuererwesens innerhalb der Sendereihe 
„Der Staatsanwalt hat das Wort“ für verantwortliche 
Leiter und Arbeiter der Produktionsbereiche organi­
siert. Weiter wurde festgelegt, daß im Oktober in An­
wesenheit des Staatsanwalts eine Aussprache darüber 
geführt wird, wie die Leiter ihrer Verantwortung für 
die Entwicklung der Neuerertätigkeit nachkommen.
Da die staatsanwaltschaftlichen Untersuchungen zahl­
reiche Gesetzesverletzungen zutage gefördert hatten, 
hielten wir es für geboten, ein Untersuchungsverlangen 
an den Kombinatsdirektor des VEB W. zu richten, 
damit dieser eigenverantwortlich auch in den anderen 
Kombinatsbetrieben die Arbeit auf dem Gebiet des 
Neuererwesens überprüft, um die Einhaltung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit zu sichern.
Um eine hohe Wirksamkeit der staatsanwaltschaft­
lichen Maßnahmen zu gewährleisten, wurde dem Be­
zirksvorstand des FDGB eine Abschrift des Protests 
und des Untersuchungsverlangens übermittelt. Diese 
Materialien wurden auf einer Neuererkonferenz des 
Bezirksvorstandes des FDGB ausgewertet, damit die 
Gewerkschaftsleitungen daraus Erkenntnisse und 
Schlußfolgerungen für die Lösung der ihnen durch die 
Neuererverordnung übertragenen Aufgaben ableiten 
und ihre Kontrollrechte umfassend ausüben können. 
Weitere Auswertungen fanden mit den Sekretären für 
Arbeit und Löhne der Kreisvorstände des FDGB, mit 
dem Neuereraktiv und mit der Rechtskommission des 
Bezirksvorstandes des FDGB sowie im Sekretariat und 
im Plenum des Bezirksvorstandes der betreffenden 
Industriegewerkschaft statt.
Entsprechend seinem Arbeitsplan wird das Neuerer­
aktiv des Bezirksvorstandes des FDGB im ersten Halb­
jahr 1975 eine Kontrolluntersuchung im Kombinats- 
betrieb N. des VEB W. durchführen. Die Gewerk­
schaftsfunktionäre werden eigenverantwortlich die 
Ergebnisse ihrer Anleitung überprüfen. So wurde z. B. 
der Kreisvorstand der betreffenden Industriegewerk­
schaft beauftragt, dafür zu sorgen, daß das Neuerer­
aktiv bei der BGL des Kombinatsbetriebes seiner Ver­
antwortung besser gerecht wird. Die BGL des Betriebes 
hat dem Sekretariat des Bezirksvorstandes des FDGB 
kurzfristig zu berichten, wie sie durch ihre Leitungs­
tätigkeit auf die vorbildliche Einhaltung des Neuerer­
rechts und die Förderung der Neuerertätigkeit hinwir­
ken wird.
Wir schätzen ein, daß durch die staatsanwaltschaft­
lichen Maßnahmen erreicht wurde, eine umfassende 
Auseinandersetzung über die qualitativen Ziele der 
Neuererbewegung und die aktive Rolle des Rechts bei 
ihrer Verwirklichung auszulösen.

Ruth S o r g e ,  Staatsanwalt
beim Staatsanwalt des Bezirks Cottbus

Neuerscheinung im Staatsverlag der DDR
Prof. Dr. B. N. Topornin: Das politische System des Sozialismus
214 Selten; 7,50 Mark.

Der bekannte sowjetische Rechtswissenschaftler behandelt in diesem
Buch eine Reihe theoretisch und praktisch gleichermaßen bedeut­
samer Fragen, die mit dem Mechanismus politischer Machtausübung
in der sozialistischen Gesellschaft Zusammenhängen, so z. B.
— die Wechselbeziehungen zwischen dem Allgemeingültigen und 

den nationalen Besonderheiten in der Entwicklung des politischen 
Systems,

— die Wechselbeziehungen zwischen sozialistischer Demokratie und 
wissenschaftlich-technischer Revolution,

— die Hauptetappen der Entstehung und Entwicklung des politischen 
Systems des Sozialismus,

— die wachsende Führungsrolle der kommunistischen Partei sowie die 
Hauptformen und Methoden der Führung,

— Rolle und Funktionen des Staates im Sozialismus,
— Volksvertretungen, gesellschaftliche Organisationen (insbes. Ge­

werkschaften), Volksbewegungen sowie Einparteien- und Mehrpar­
teiensystem im Sozialismus.

Der Autor war bemüht, die Probleme aus der Sicht der kollektiven
Erfahrungen der sozialistischen Länder zu erörtern.
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